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So ist es nicht zu übersehen, 
dass der Einfluss der EU auf 
die Arbeit von Kommunen 
und den Lebensalltag je-
des Einzelnen wächst. Ziel 
des Koordinierungsbüros
für europäische und inter-
nationale Angelegenheiten 
soll deshalb sein, die Stadt 
(-Verwaltung) „europafit“ 
zu machen und möglichst 
viele Vorteile für die Stadt 
und ihre Einwohnerinnen 
und Einwohner zu erwirken. 

Mehr Transparenz und 
Bürgerbeteiligung

Als Juristen fällt mir gleich 
in den ersten Sitzungen 
auf, dass Entscheidungen 
mit ultrakurzer Vorberei-
tungszeit zu treffen sind. 
Selbst wenn es gelingt, die 
umfangreichen Unterlagen 
bis zur Sitzung durchzu-
arbeiten, so fehlt die Zeit, 
Zusatzinformationen ein-
zuholen. Dazu gehört es 
auch, dass man die Themen 
mit Bürgern diskutieren 
kann. Dies ist derzeit nicht 
möglich und wurde von mir 
mehrfach kritisiert.

Kritik in der Einwohner-
fragestunde

In der Einwohnerfragestun-
de am 24. Juli 2019 wurde 
das Thema Intransparenz 
in Form der Nichtöffentlich-
keit von Sitzungen, z. B. zum 
Thema „Dokumentations-

räume im Fleischermuse-
um“, zu Recht kritisiert. Es 
gibt keinen Grund, solche 
Themen hinter verschlos-
senen Türen zu behandeln. 
Kritik muss man aushalten 
können, und vor allem Bür-
ger in Entscheidungspro-
zesse einbeziehen, denn nur 
so werden sie verständlich 
und vermittelbar.
Unbefriedigend ist es, wenn 
Informationen noch nicht 
einmal für Stadträte verfüg-
bar sind, so z. B. im Fern-

wärmestreit mit Hinweis auf 
Geheimhaltungspflichten. 
Neuigkeiten dann aus der 
Kreiszeitung zu erfahren, 
verbessert die Situation 
nicht.
Als Stadtrat und Aufsichts-
rat der SWBB werde ich 
mich dafür stark machen, 
dass der Gemeinderat künf-
tig über das Geschehen im 
Aufsichtsrat umfassend in-
formiert wird. § 394 AktG 
gibt uns die Möglichkeit 
dazu. Danach unterliegen 
Aufsichtsräte, die durch die 
Gemeinde entsandt wer-
den, hinsichtlich der Berich-
te, die sie der Gemeinde zu 
erstatten haben, keiner Ver-
schwiegenheitspflicht. Es 
geht schließlich um die Da-
seinsfürsorge für Tausende 
Haushalte. Durch den be-
stehenden Anschlusszwang 
kann für die Fernwärme 
nichts anderes gelten als für 
alle anderen öffentlichen 
Belange auch.
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